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Stand der Schießstandplanung in Bad Essen 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 4. Oktober 1988 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wurden die zuständigen kommunalen Gremien der Gemeinde Bad 
Essen entsprechend der „Stellungnahme der Bundesregierung zu 
dem Beschluß, mit dem der Deutsche Bundestag in der Sitzung am 
4. Dezember 1986 die Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
vom 10. Oktober 1986, Drucksache 10/6142, angenommen hat" über 
das Planungsvorhaben informiert? 

— Wenn ja, welche dem Bundesministerium der Verteidigung nach- 
geordnete Behörde hat sich zu welchem Zeitpunkt erstmals mit 
welchen Kommunalgremien der Gemeinde Bad Essen ins Beneh- 
men gesetzt? 

— Wenn nicht entsprechend der „Stellungnahme" verfahren 
wurde, warum geschah dies nicht? 


In der „Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß, 
mit dem der Deutsche Bundestag in der Sitzung am 4. Dezember 
1986 die Beschlußempfehlung des Innenausschusses vom 
10. Oktober 1986, Drucksache 10/6142, angenommen hat", wird 
ausgeführt, daß die Beteiligung und Unterrichtung der von einem 
Verteidigungs Vorhaben betroffenen Gemeinden erfolgt, wenn das 
für die Raumordnung federführende Landesressort den zuständi- 
gen Regierungspräsidenten mit der Druchführung eines Anhö- 
rungsverfahrens beauftragt hat. 

Dieses Stadium ist im vorliegenden Fall noch nicht erreicht. Zwar 
wurde der Niedersächsische Minister des Innern mit Schreiben 
vom 22. Juli 1988 gebeten, zu dem Vorhaben die Stellungnahme 
der niedersächsischen Landesregierung herbeizuführen. Er hat 
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jedoch wegen der mit dem Vorhaben verbundenen Lärmimmis- 
sionen erhebliche Bedenken geäußert, die zur Zeit geprüft 
werden. 

Sollte nach dem Ergebnis dieser Prüfung das Vorhaben weiter 
verfolgt werden, wird der Niedersächsische Minister des Innern 
gebeten werden, ein raumordnerisches Prüfungsverfahren unter 
Einbeziehung der örtlich zu beteiligenden Behörden einzuleiten. 
Die abschließende Stellungnahme der niedersächsischen Landes- 
regierung wird Grundlage der dann zu treffenden abschließenden 
Entscheidung sein. 


2. Wie lautet die verteidigungspolitische Einzelfallbegründung für die- 
ses Schießstandprojekt? 

Die Schießausbildungsvorschriften der britischen Streitkräfte 
sehen ähnlich wie das Ausbildungskonzept der Bundeswehr für 
jede Garnison eine eigene Standortschießanlage vor. Ihre Exi- 
stenz soll die Einsatzbereitschaft und Kampfkraft der Truppe 
gewährleisten und laufende An- und Abmarschwege in andere 
Garnisonen über öffentliche Straßen vermeiden. 


3. Wie lauten die wichtigsten Ergebnisse der Standorttauglichkeitsprü- 
fung? 


Von vier untersuchten Standorten wurde das Grundstück bei 
Brockhausen von der Wehrbereichs Verwaltung II vorgeschlagen, 
weil eine unvertretbare Kollision mit zivilen Belangen in diesem 
Stadium nicht erkennbar war. Das Grundstück entspricht den 
militärischen Forderungen an seine 

— Größe (1,9 ha), 

— Bebaubarkeit, 

— Vereinbarkeit mit dem Wasserrecht und 

— Eignung für die Ausweisung eines Schutzbereiches. 


4. Wurde entsprechend der Ankündigung des Bundesministeriums der 
Verteidigung, wonach ab Mitte 1988 für neue umweltrelevante Mili- 
tärprojekte eine „Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)" vorgenom- 
men werden soll, für das geplante Projekt in Bad Essen ein entspre- 
chendes Prüfungsverfahren abgeschlossen? 

— Wenn ja, wie lauten die wichtigsten umweltrelevanten Ergeb- 
nisse? ' 

— Wenn nicht, warum wurde dies unterlassen? 


Eine vorläufige Umweltverträglichkeitsprüfung hat stattgefunden 
und zu der Einschätzung geführt, daß sich das vorgeschlagene 
Grundstück von den untersuchten Alternativen am besten für die 
Realisierung des Vorhabens eignet. 

Die Detailuntersuchung des Standortes kann erst erfolgen, wenn 
die Stellungnahmen des Landes sowie der betroffenen Gemein- 
den und Fachbehörden eine Abwägung der Verteidigungsbe- 
lange mit denen des zivilen Bereiches zulassen. 
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5. Wurde vorsorglich eine Lärmstudie in Auftrag gegeben mit der 
Absicht, die vorhersehbaren gesundheitlichen Beeinträchtigungen, 
Belastungen und Gefährdungen für die Menschen in der Anrainer- 
gemeinde beurteilen zu können? 


Ein Lärmgutachten wird Grundlage der zu gegebener Zeit einzu- 
holenden Betriebserlaubnis nach dem Immissionsschutzgesetz 
sein. 


6. Wurde eine Sozialverträglichkeitsuntersuchung veranlaßt, um die 
vielfältigen ökonomischen, finanziellen, infrastrukturellen und kul- 
turellen Eingriffe in die Planungshoheit der Gemeinde Bad Essen 
rechtzeitig zu erkennen und zu beurteilen? 


Eine „Sozialverträghchkeitsuntersuchung" würde in die Zustän- 
digkeit der Gemeinde fallen, nachdem sie von der Bezirksregie- 
rung zu dem Vorhaben um Stellungnahme gebeten worden ist. 
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